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Professor Dr. Hans Herbert von Arnim, Speyer 
Diätenwildwuchs im Europäischen Parlament';-
Verschleierte Einkommen und Doppelversorgungen: unangemessen und rechtswidrig 
Das Europaparlament hat sich, gelöst von allen wirksamen Kon-
trollen, ein umfassendes System von Kostenerstattungen und 
Versorgungen geschaffen, das erhebliche Auswüchse aufweist. 
Die Regelungen entbehren der rechtlichen Grundlage und ver-
stoßen gegen mehrere europarechtliche Grundsätze. 
I. Einleitung 
Die europäischen Abgeordneten haben sich in den letz-
ten zweieinhalb Jahrzehnten umfassende Kostenerstat-
tungen und Alters-, Invaliditäts- und Hinterbliebenenver-
sorgungen bewilligt, die den Haushalt in Brüssel mit Hun-
derten von Millionen Euro belasten. Die einschlägigen, 
. großenteils weitgehend unbekannten Regelungen, die in 
der 63-seitigen "Kostenerstattungs- und Vergütungsrege-
lung für die Mitglieder des Europäischen Parlaments"l 
zusammengefasst sind, erlässt allein das Präsidium des 
Parlaments2 • Die einzelnen Beträge werden darin grund-
sätzlich· nicht genam~t, sondern sind entweder mittels 
komplizierter Schlüssel an die Bezüge von Beamten ge-
koppelt und auf diese Weise dynamisiert oder sie werden 
von Jahr zu Jahr gesondert vom Präsidium festgesetzt. 
Dieses besteht aus dem Parlamentspräsidenten, den 14 
Vizepräsidenten und fünf so genannten Quästoren, die 
aber nur beratende Stimmen haben3 • Damit geht der Ent- . 
scheidungsprozess völlig. am Parlamentsplenum, an der 
Öffentlichkeit, am Ministerrat und an der europäischen 
Kommission vorbei. 
Das eigentliche Einkommen der Europaparlamentarier 
fließt dagegen aus den nationalen Haushalten und beruht 
auf nationalen Regelungen. Danach sind die Straßburger 
Volksvertreter hinsichtlich der Gehälter jeweils ihren 
nationalen Abgeordneten grundsätzlich gleichgestellt. 
Deutsche EU-Abgeordnete etwa erhalten - wie ihre Kol-
legen im Bundestag - 7009 Euro monatlich, österrei-
chische 8750 Euro, italienische Volksvertreter bekommen 
10975 Euro, spanische 3056 Euro, englische (umgerech-
net) 7107 Euro. Französische EU-Parlamentarier haben 
eine Grundentschädigung von 5205 Euro4• Auch die Al-
tersversorgung der EU-Abgeordneten entspricht der ihrer 
jeweiligen nationalen Kollegen, wovon Italien und FranK-
reich eine Ausnahme machen (dazu Näheres unter II11 a). 
Das geplante europäische Abgeordnetenstatut, das das 
Parlament im Jahre 2003 beschlossen hatteS, sollte das 
Gehalt und die Altersversorgung der Europaabgeordneten 
auf hohem Niveau vereinheitlichen. Alle Abgeordneten, 
aus welchem Land auch immer sie kommen, sollten die 
Hälfte des Grundgehalts eines Richters am EuGH bekom-
men das derzeit 18106 Euro monatlich beträgt, also , . 
9053 Euro, und daran anknüpfend hohe Versorgungen 1m 
Alter bei Invalidität und für Hinterbliebene. Damit wären 
die v~m Präsidium erlassenen Versorgungsregelungen teils 
entfallen6, teils nur noch für die bisherigen Mitglieder des 
Parlaments fortgeführt worden7 • Die gesamte Kostener-
stattung aus dem EU-Haushalt sollte dagegen vom St.atut 
nicht erfasst werden, sondern daneben bestehen bleIben 
und weiterhin vom Parlamentspräsidium geregelt wer-
den8 • Das Statut ist allerdings am 26. 1. ~904 am Wider-
stand von Deutschland, Frankreich, Osterreich und 
i Schweden im Ministerrat gescheitert9• Damit gilt die ge-
L . 
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samte "Kostenerstattungs- und Vergütungs regelung" des 
Präsidiums (einschließlich ihrer Versorgungsregelungen) 
weiterhin. Ihre wichtigsten Bestandteile sollen im Folgen-
den kurz dargestellt und kommentiert werden. 
II. Kostenerstattung 
1. Tagegeld 
Europaabgeordnete erhalten ein steuerfreies Tagegeld 
von 262 Euro, das vor allem für Verpflegung und Über-
nachtung in Straßburg und Brüssel und für den örtlichen 
Verkehr bestimmt ist und unabhängig vom tatsächlichen 
Aufwand immer voll ausgezahlt wirdlO • Das Tagegeld 
• Der Autor ist Universitätsprofessor für Öffentliches Recht urid Ver-
fassungslehre an der Deutschen Hochschule für Verwaltungswissen-
schaften Speyer. Dieser Beitrag ist aus dem von ihm geleiteten Projekt 
"Politikfinanzierung in der Europäischen Union" am Forschungsinstitut 
der Hochschule .hervorgegangen. Der Verfasser dankt Herrn Mag. rer. 
pub!. Martin Schurig für die wertvolle Unterstützung bei der Vorberei-
tung des Beitrags. 
1) PE 113.116/BURlrev. XVII/02 - 2004 - unveröff. - Wenn EU-Abge-
ordnete sich in der öffentlichen Auseinandersetzung etwa um ihr Tage-
geld (unten II 1) oder die pauschale Erstattung ihrer Reisekosten (Il 2) 
immer wieder auf entsprechende Regelungen der "Geschäftsordnung" be-
rufen, meinen sie offenbar die "Kostenerstattungs- und Vergütungsrege-
lung". Die Geschäftsordnung (GeschO) enthält nur eine Ermächtigung zu 
einer solchen Regelung (s. die folgende Anmerkung), die ihrerseits aber 
natürlich nicht gegen höherrangiges EU-Recht verstoßen darf. 
2) Art. 5 der Geschäftsordnung des Parlaments: "Das Präsidium re-
gelt die Kostenerstattung und die Vergütung der Mitglieder." S. ferner 
~rt. 22 1I GeschO: "Das Präsidium trifft finanzielle, organisatorische 
und administrative Entscheidungen in Angelegenheiten der Mitglieder 
sowie der internen Organisation des Parlaments, seines Sekretariats und 
seiner Organe." 
3) Art. 21 GeschO. 
4) Lediglich die Niederlande haben seit 1996 die Bezüge ihrer Euro-
pa abgeordneten eingefroren und nur die ihrer nationalen Parlamentarier 
angehoben. 
5) Am 3. 6. 2003 beschloss das Europäische Parlament ein Abgeord-
netenstatut für seine Mitglieder und bestätigte diesen Beschluss nach 
Stellungnahme der Kommission am 4. 6. 2003. Um den Ministerrat zu 
der nach Art. 190 V EG erforderlichen Zustimmung zum Statut zu be-
wegen, machte das Parlament in einer Entschließung vom 17. 12. 2003 
gewisse Zugeständnisse. 
6) Anlagen I und II der Kostenerstattungs- und Vergürungsregelung. 
7) Art. 35 des geplanten Abgeordnetenstatuts. 
8) Nach Art. 27 I des geplanten Statuts haben Abgeordnete "An-
spruch auf Erstattung der Kosten, die ihnen durch die Ausübung des 
Mandats entstehen." Nac.h Absatz 2 legt das Parlament fest, "in wel-
chen Fällen die Erstattung durch eine Pauschale erfolgen kann". 
Art. 28 I gibt den Abgeordneten "Anspruch auf Unterstützung durch 
. persönliche Mitarbeiter, die frei von ihnen ausgewählt werden." Die 
Ausgestaltung dieser Regeln verbleibt ausdrücklich allein in der Hand 
des Parlaments (Art. 27 III, 28 1I i. V. mit Art. 11 IV) und damit in der 
Hand des Präsidiums. Es ist deshalb davon auszugehen, dass es auch im 
Falle einer späteren Verabschiedung des Statuts - mit der einen Aus-
nahme der Flugkostenerstattung (dazu unter II 2) - zu einer Einschrän-
kung der bisherigen Kostenerstattungsregelungen nicht kommt. Die im-
mer wieder von interessierter Seite vorgebrachte Behauptung, mit Ver-
abschiedung des Abgeordnetenstatuts würden auch die Auswüchse der 
Spesenregelung etwa beim Tagegeld automatisch mitbcseitigt, entbehrt 
bisher jeder Grundlage. 
9) Wegen des Neins der genannten vier Staaten kam die erforderliche 
qualifizierte Mehrheit nicht zu Stande, so dass die Steuerfrage, bei der 
Einstimmigkeit nötig ist, im Ministerrat nicht mehr behandelt wurde. 
Dazu v. Arnim, 9053 Euro Gehalt für Europaabgeordnetc? Der Streit 
um das europäische Abgeordnetenstatut, 2004. 
10) Art. 11 f. der Kostenersta·ttungs- und Vergütungsregelung. Die im 
Folgenden ohne nähere Bezeichnung genannten Artikel sind ebenfalls 
solche der Kostenerstattungs- und Vergütungsrcgelung. 
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wird grundsätzlich für jeden Sitzungstag des Europäischen 
Parlaments, seiner Ausschüsse und seiner anderen Organe 
gezahlt, an denen der Abgeordnete seine Teilnahme durch 
Unterschrift "nachweist" 11. Dasselbe gilt für "Brückenta-
ge" zwischen den Sitzungstagen einer Arbeitswoche und 
für jeden so genannten "freien Freitag", wenn der Abge-
ordnete am Vortag an einer offiziellen Sitzung teilgenom-
men hat12. Das Tagegeld macht normalerweise rund 
3500 Euro im Monat aus. Wer Billigunterkünfte frequen-
tiert oder sich in Brüssel (wo die meisten Sitzungen statt-
finden) ein Appartement mietet, wie dies offenbar die 
. große Mehrheit der Abgeordneten tut lJ, oder sich zum 
Essen einladen liisst, etwa von Lobbyisten, spart große 
Teile des Tagegelds und behält ein beträchtliches steuer-
freies Zusatzeinkol11men übrig. Zudem kann auch Tage-
geld in Anspruch nehmen, wer zum Beispiel seinen Zweit-
beruf als Lobbyist ausübt, weil der Nachweis, dass der 
Abgeordnete seiner Mandatstätigkeit nachgegangen ist, 
viel zu lax gehandhabt wird. 
Die Berechtigung für das Tagegeld wird dadurch "nachgewie-
sen", dass der Abgeordnete am Anfang der Woche nach Brüssel 
oder Straßburg gefahren oder geflogen und am Donnerstag oder 
Freitag wieder abgefahren oder -geflogen ist, dafür die Reise-
kosten abgerechnet und sich in die ausliegenden Anwesenheits-
listen eingetragen hat l4 • Die Berechtigung für das Tagegeld an 
sitzungsfreien Freitagen wird ebenfalls durch Unterschrift "nach-
gewiesen" IS. Das gilt auch für Sitzungen, die abgesagt wurden 16. 
Der Rechnungshof hat dazu ebenso lapidar wie treffend ange-
merkt: "Durch die Unterschrift in der Anwesenheitsliste lässt 
sich die tatsächliche Mitwirkung der Ivlitglieder an den Arbeiten 
des Parlaments nicht nachweisen" 17. Die bestehende Regelung 
leistet dem Missbrauch also geradezu Vorschub. Deshalb haben 
sich niederländische EU-Abgeordnete in ihren Verhaltensregeln 
verpflichtet, Tagegeld nur für solche Tage in Anspruch zu neh-
men, die tatsächlich der I'arlamcnrsarbcit gewidmet sind 1s• 
Bei Einschiitzung dcs Tagcgelds ist auch zu beac.~ten, 
dass regelmiißig für eincn Tag mehr gezahlt wird als Uber-
nachtungen anfallen, fcrner werdcn den Abgeordneten 
seit einiger Zeit Taxiglltscheinc ausgegeben, obwohl das 
Tagegeld ja auch die örtlichcn Verkehrskosten mit abde-
cken so1l19. 
Das Tagcgeld wird um dic Hiilfte gekürzt für jeden 
Sitzungstag, an dcm der Abgeordnete bei über der Hälfte 
aller namentlichcn Abstimmungen abwesend war. Die Ab-
. stimmungen findcn "jeweils am Dienstag, Mittwoch und 
Donnerstag der Tagung in Straßburg und am zweiten Tag 
der Tagung in Brüssel" statt20. Diese Regelung dürfte ein 
Grund für die merkwürdige Praxis des Europäischen Par-
laments sein, dass Abstimmungen geblockt werden: Sie 
finden nicht unmittelbar im Anschluss an die behandelte 
Materie statt, wie es organisch sinnvoll wiire. (und bei-
spielsweise auch im Bundestag geschieht). Die Abstim-
mungen über Vorlagen ganz unterschiedlicher Art werden 
vielmehr zu einer bestimmten Zeit zusammengezogen und 
finden nachcinander in einem Abstimmungsmarathon 
statt. So können die Abgeordneten Abzüge ihres Tages-
geIds vermeiden, auch wenn sie bei Behandlung der Mate-
rie, über die abgestimmt wird, gar nicht präsent waren. 
2. Erstattung der Reisckosten 
Bei I~lügcn nach Straßhurg oder Brüssej21 werden Kos-
ten für die höchstc Stufc des Economy-Class-Tarifs pau-
schal erstattet·2 .?. Das sind zum Beispiel für einen Hin- und 
Rückflug Berlin-Briissel fast 1000 Euro. Der volle Betrag 
wird dem Abgcordnctcn seihst dann ausgehändigt, wenn 
er einen billigcrcn Flug ctwa für 200 Euro gebucht hat. 
Solche Spescnreitcrci, zu der auch noch einc so genannte 
Entfernungspauschak hinzukommt.?", die je nach Kilo-
meterzahl zwischen 112 und 558 Euro beträgt, kann 
NJW 2004, Heft 20 1423 
deutschen Abgeordneten an die 30000 Euro im Jahr ein-
bririgen24, steuerfrei natürlich. 
Jeder normale Mensch, der zu hohe Reisekosten ab-
rechnet, muss den Staatsanwalt fürchten. Nicht so Euro-
pa-Abgeordnete. Das Parlament hat sich eine Regelung 
geschaffen, die zum Betrug geradezu einlädt und ihn 
gleichzeitig legalisiert25 • 
Man kann die Reisen übrigens auch per Pkw abrechnen. Ob 
tatsächlich gereist oder das Wochenende zu privaten Zwecken in 
Brüssel verbracht wird, wird nicht nachgeprüft. Eine persönliche 
Erklärung des Abgeordneten genügt. Dann steht ihm - neben der 
Entfernungspauschale - ein Kilometergeld von 0,67 Euro für die 
ersten 500 Kilometer und von 0;28 Euro für die restliche Strecke 
zu. 
Das Präsidium hat die Regelung über die Kostenerstat-
tung von Flugreisen mit Beschluss vom 28. 5. 2003 geän-
dert. Die Änderung sollte zusammen mit dem geplanten 
Abgeordnetenstatut in Kraft treten, bleibt nun aber, nach 
dem Scheitern des Statuts, weiterhin suspendiert. Ohnehin 
erscheint die neue Regelung ihrerseits problematisch. Bis-
her dürfen Abgeordnete nur den "unrestricred normal 
fare" der Economy Class abrechnen. In Zukunft sollen ·sie 
Business Cl ass-Tarife abrechnen können, wenn auch nicht 
mehr pauschal, sondern gegen Vorlage der Belege. Das 
wird für den Steuerzahl~r dann vermutlich noch teurer als 
bisher. Es ist auch nicht einzusehen, warum Abgeordnete, 
wenn es um die Einsparung- von Mitteln zum eigenen 
Vorteil geht, Billig-Flüge nutzen, dies aber nicht mehr tun 
müssen, wenn die Ersparnis dem Steuerzahler zugute 
kommt. Erst recht ist nicht einzusehen, warum Reisen 
zum bisherigen "unrestricted normal fare" der Economy 
Class nicht genügen, sondern nun auch Business Class-
Flüge abgerechnet werden können. 
3. Kostenpauschale 
Zusätzlich bekommen alle EU-Abgeordneten eine all-
gemeine Pauschale von monatlich 3700 Euro, die vor-
nehmlich für mandatsbedingte Kosten im Heimatland be-
stimmt ist und wiederum unabhängig von den tatsächlich 
11) Art. 1 V. 
12) Das Tagegeld wird auch für die Teilnahme an Sitzungen von 
Ausschüssen des nationalen Parlaments gezahlt, zu denen der Abgeord-
nete eingeladen war (Art. 12 V). Für die Teilnahme an genehmigten 
Sprachkursen wird das halbe Tagegeld gezahlt (Art. 12 IV) . 
13) So der holländische Europaabgeordnete Michiel van Hulten 
(Brief an den Präsidenten des Europäischen Parlaments v. 1. 10.2003). 
14) Art. 11 I lit. a u. b. 
15) So Art. 11 I lit. d. Die Kritik des österreichischen EU-Abgeord-
neten Hans-Peter Martin an Abgeordneten, die sich an sitzungsfreien 
Freitagen morgens in Anwesenheitslisten eintragen, um das Tagegeld zu 
erhalten, dann aber sogleich abreis!lrl1, muss sich deshalb gegen die Re-
gelung des genannten Artikels richten, auf die die Abgeordneten sich 
zur Rechtfertigung ihres Tuns berufen. 
16) Presseerklärung des österreichischen MdEP Halls-Peter Martin v. 
11. 2.2004. 
17) Sonderbericht 10/98 des Rechnungshofs (98/C 243), S. 1 [4], 
Textziffer 1.21. 
18) Code of Conduct for Dutch Members of the European Parlia-
ment v.14. 5.1999, Nr. 5. 
19) vall HZ/ften (0. Fußn. 13). 
20) Art. 11 IV. 
21) Art. 1 ff. 
22) Art. 2 II lit. a i. V. mit Anl11. 4. 
23) Art. 2 II lit. c. 
24) S. z. B. "Foclls" v. 4. 8.2003, S. 156. 
25) Sehr deutlich auch die Stellungnahme des englischen Europami-
nisters Denis McShalle zur Spesenreiterei bei den Reisekosten: "I don't 
think that you can sustain sOl11ething that is fra udulent und unacccp-
table. You cannot use that as simply a way of solving what MEPs are 
paid within anational context. The reform can be implcl11ented tol11or-
row und I urge MEPs to send out a clear signal to European voters that 
the European Pnrliument is the cleanest parliament' in the world and to 
end their unacceptable and indefensible abuse of travel expenses." Zit. 
nach Nicola Smith, MEP statute fails at financial hurdle, EUPolitix v. 
26. 1.2004. 
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anfallenden Unkosten gezahlt wird26• In Straßburg und 
Brüssel verfügen die Abgeordneten über Tagegeld, eihge-
richtete Büros, Transportmittel etc. Bei deutschen EU-Ab-
geordneten werden viele Ausgabenposten, für die die Pau-
schale gedacht ist, vom deutschen Fiskus finanziert, so 
dass in vielen Fällen ein erhebliches steuerfreies Zusatz-
einkommen übrig bleibt. Das ist auch aktenkundig gewor-
den. So stellt das OVG Magdeburg ausdrücklich fest, dass 
in dem von ihm zu beurteilenden Fall ein deutscher EU-
Abgeordneter - wegen der umfangreichen Sachleistungen 
und sonstigen Privilegien, die er genoss - fast die ganze 
Kostenpauschale und das gesamte Tagegeld zur persönli-
chen freien Verfügung hatte27. 
Für EU-Abgeordnete aus den Beitrittsländern ist die Pau-
schale erst recht überhöht. Dort ist das Einkommens- und 
Preisniveau sehr niedrig. In Polen beträgt das monatliche 
Durchschnittseinkommen 438 Euro, in sechs anderen Bei-
trittsländern unter 400 Euro. Der niedrige Lebensstandard 
.verbilligt die Mandatsausgaben entsprechend, so dass Eu-
ropaabgeordneten der Löwenanteil der Pauschale als steu-
erfreies Zusatzeinkommen zur Verfügung stehen dürfte. 
4. Mitarbeiter 
EU-Abgeordnete dürfen für einen Gesamtbetrag von 
monatlich bis zu 12 576 Euro Mitarbeiter einstellen28 • 
Die finanzielle Entwicklung de; daraus resultierenden 
Haushaltsbelastung ist außerordentlich "dynamisch": 
Während 1980 auf jeden Abgeordneten durchschnittlich 
noch 32346 Euro Mitarbeiterkosten im Jahr entfielen, 
waren es 2002 schon 142731 Euro, also viereinhalb Mal 
soviel. 2003 ist ein Anstieg auf 153000 Euro je Abgeord-
neten (plus 7,2 %) und 2004 sogar auf 165396 Euro (plus 
8,1 %) vorgesehen, Steigerungsraten, die, wie der Europäi-
sche Rechnungshof feststellt, "in keiner Weise transparent 
erlä u'tert" werden29 • 
Über die Qualität und Verwendung der Mitarbeiter ver-
langt niemand Rechenschaft. Die Abgeordneten wollen 
nicht einmal die Namen aller ihrer Mitarbeiter bekannt 
geben - trotz der im Reglement an sich verankerten 
Pflicht, eine Namensliste der Assistenten zu erstellen und 
zu veröffentlichen30 -, besonders wenn sie die Mitarbeiter 
zu Hause beschäftigen. Nicht selten werden Freunde auf 
Kosten der Steuerzahler eingestellt oder Angehörige, bei 
denen niemand weiß, ob sie nur das Familieneinkommen 
aufbessern oder den Abgeordneten wirklich auch bei sei-
ner Mandatsarbeit unterstützen31 • Bei der Kommission 
Santher war ebenfalls Nepotismus im Spiel- und schließ-
lich mitursächlich für den Rücktritt. 
Abgeordnete aus den Beitrittsländern werden - trotz 
des niedrigen Preis- und Einkommensniveaus in diesen 
Ländern - ebenfalls bis zu 12 576 Euro zur Verfügung 
haben. Damit können sie einen Mitarbeiter in Brüssel und 
zusätzlich 15 Mitarbeiter zu Hause zum dortigen Durch-
schnittseinkommen einstellen. Sie verfügen damit über ein 
Vielfaches der "Manpower" von westlichen Abgeord-
neten. In den Beitrittsländern dürfte - angesichts der dort 
zum Teil sehr hohen Arbeitslosigkeit . und des niedrigen 
Lebensstandards - die Versuchung, Familienangehörige 
pro forma zu beschäftigen, besonders groß sein. Warum 
sollten tschechische oder ungarische EU-Abgeordnete 
nicht voller Begeisterung nachmachen, was westliche Ab-
geordnete seit langem vormachen? Ist ein Szenario, in 
dem etwa polnische Abgeordnete ihre ganze Großfamilie 
auf Steuerzahlerkosten einstellen, ganz abwegig? 
Genauso wenig wird kontrolliert, ob Abgeordnetenmit-
arbeiter für die Arbeit in der Partei eingesetzt werden. So 
wird indirekter Parteienfinanzierung aus öffentlichen Kas-
sen Vorschub geleistet. Bei Regelung der neuen europäi-l ___ sehen Parteienfinanzierung, die Mitte 2004 in Kraft tritt, 
- - ---- --- - --_ .-
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legte man größten Wert darauf, dass die Zahlungen an die 
Europaparteien nicht nationalen. Parteien zugute kom-
men, weder direkt noch indirekt32• Doch bei der Verwen-
dung der Abgeordnetenmitarbeiter, für die zehnmal so 
viel öffentliche Mittel bewilligt sind wie für die Parteien-
finanzierung, steht eine Umgehungsmöglichkeit offen so 
groß wie ein Scheunentor. 
Der Einsatz der Mittel für die Partei stärkt die inner-
parteiliche Stellung des Abgeordneten und verschafft ihm 
einen schier uneinholbaren Vorsprung vor allen mögli-
chen Herausforderern, wenn es um die Nominierung der 
Kandidaten bei der Europawahl geht. Wenn Abgeordnete 
aus den Beitrittsländern ihre gewaltige Kaufkraft für die 
Bezahlung von Parteigenossen einsetzen, können sie ihren 
Einfluss in der Partei erst recht erhöhen. Das schafft einen 
personellen Wasserkopf, der den Grundsatz der innerpar-
teil ichen Demokratie aufs Höchste gefährdet. 
III. Versorgung 
1. Altersversorgung 
Die Altersversorgung der EU-Abgeordneten wird - wie 
ihr Gehalt - regelmäßig durch die Mitgliedstaaten gere-
gelt und aus deren Haushalten bezahlt, und zwar nach 
dem Vorbild der jeweiligen nationalen Abgeordneten (s. 
schon oben unter I). Das Präsidium des Europäischen 
Parlaments hat gleichwohl, parallel dazu, zwei Altersver-
sorgungssysteme geschaffen. Dabei kommt es zu be-
trächtlichen Überversorgungen, und das in einer Zeit, wo 
- angesichts demographischer Gegebenheiten und hoher 
Arbeitslosigkeit - allen Bürgern massive Kürzungen bei 
der Versorgung drohen. 
a) Ergänzende Altersversorgung. Seit 1981 gibt es ein 
ergänzendes System für diejenigen EU-Abgeordneten, de-
nen das nationale Recht überhaupt kein Ruhegehalt oder 
ein niedrigeres Ruhegehalt als ihren nationalen Kollegen 
gewährt33 . 
Ersteres trifft auf die italienischen Abgeordneten ZU; sie erhal-
ten von "zu Hause" keine Altersversorgung. Ihnen zahlt nun 
stattdessen der europäische Steuerzahler über das ergänzende 
System die sehr hohe Altersversorgung, die ihre nationalen Kol-
legen genießen. Sie erwerben bereits nach fünf Mandatsjahren 
einen Versorgungsanspruch von 25% der Entschädigung, das 
sind monatlich 2744 Euro, und nach zehn Jahren 38%, das sind 
4171 Euro. Zur Finanzierung tragen sie mit einem Eigenbeitrag 
von 8,6% ihrer Entschädigung bei, der Löwenanteil wird aus 
EU-Mitteln bezahlt. 
Letzteres betrifft französische EU-Abgeordnete. Ihnen gewährt 
das französische Recht nur eine relativ bescheidene Altersversor-
gung, die durch das ergänzende europäische System auf die hohe 
Versorgung der Mitglieder der Nationalversammlung angehoben 
26) Art, 13. 
27) ave Magdeburg, Urt. v, 3. 12. 1997 - A 3 S 6/96, S, 28 des 
Umdrucks. 
28) Art, 14 ff. 
29) Europäischer Rechnungshof, Sonderbericht 10/98 (98/C 243), S, 5. 
30) Art, 14 IX. 
31) Marthl Banks (MEPs defend relatives on the payroll, European 
Voice v. 22.-28. 1. 2004) listet 15 EU-Abgeordnete auf, die Ehegatten 
oder Verwandte auf EU-Kosten besch~frigen, HallS Martin Tillack be-
richtet im "Stern" v. 18. 3. 2004 auch iiher die Höhe der Verwandten-
gehälter: Der britische Abgeordnete Rohert Atkins habe seiner Frau 
8332 Euro überweisen lassen, der schottische Volksvertreter Neil 
MCC01'111ick seiner Frau sogar 10228 Euro. - Ein Verbot, Familien-
angehörige zu beschäftigen, wie es fiir deutsche Bundestngsabgeordnete 
gilt, fehlt auf europäischer Ebene. 
32) S. Art. 7 der Verordnung Nr, 200412003 des Europ,iischen Parla-
ments und des Rates v. 4. 11. 2003 übcr die Regelungen flir politische 
Parteien auf europäischer Ebene und ihre Finanzierung (ABlEU Nr. L 
2979, v, 15. 11. 2003, S. 1 ff.): .,Finanzierungen, die politischc Parteien 
auf europäischer Ebene aus dem Gesamthaushaltspl:1Il der Europäischen 
Union oder aus anderen Quellen erhalten, diirfcn nicht der unmittel-
baren oder mittelbaren Fil13nzierung anderer politischer Parteien und 
insbesondere nationaler politischer Parteien dienen," 
33) Anlage III der Kostencrstattungs- und Vergiitungsregclung, 
von Arnim, Diälcllwildl/l/lciJs im EI/ropäischell Parlament 
wird. Sie erwerben auf diesem Wege bereits nach zwei Legislatur-
perioden einen Versorgungsanspruch von 45% der Entschädi-
gung; das sind 3916 Euro. Auch französische Abgeordnete leis-
ten einen Eigenbeitrng, der nher nur einen kleinen Teil der Kosten 
der Versorgung deckr. 
Dieses System der ergiinzenden Altersversorgung führt 
zu dem merkwürdigen Resultat, dass die Italiener mit 
rund 11000 Euro nicht nur das höchste Monatsgehalt 
aller EU-Abgeordneten erhalten, sondern das ergänzende 
EU-System ihnen auch noch die höchste Altersversorgung 
finanziert - auf Kosten der europiiischen Steuerzahler. 
Auch die französischen EU-Abgeordneten erhalten mit 
Hilfe von EUcMittcln schon nach zwei Wahlperioden eine 
sehr hohe Versorgung. Es ist aber nicht einzusehen, wa-
rum deutsche und andere Stcuerzahler italienischen und 
französischen EU-Abgeordnetcn eine Versorgung zahlen 
müssen, die dicse Liindcr ihren Abgeordneten vorenthal-
ten. Erst recht ist nicht cinzusehen, dass diese Versorgung 
auch noch sehr viel höhcr ist als diejenige, die die Zahler-
Länder ihren eigenen Abgeordneten gewähren. 
b) Zusätzliche Alters/lcrsorglll1g. Seit 1990 gibt es da-
neben noch ein zusiitzliches Altersversorgungssystem, das 
allen Parlamentariern offen steht, auch denjenigen, deren 
Versorgung bereits (durch nationale Regelungen oder 
durch das soehen crwiihnte ergiinzende EU-Versorgungs-
system) voll gesichcrt ist .l4• Dar~1ll nehmen rund 400 der 
derzeit 626 Abgeordnetcn tcil; gut 100 Ruhegehaltsemp-
fänger sind bereits vorhanden. 
Die Höhc der Vcrsorgung ist über einen komplizierten Schlüs-
sel an das Grundgehalt eincs Richters nm EuGH gekoppelt, steigt 
also von Jahr zu Jahr. MimlcstvoraussetZlll1g ist eine Mitglied-
schaft von drei Jahren. Pro ~-!andatsiahr erwirbt der Abgeord-
nete (nach dem Stand des Jahres 2004) einen monatlichen Ver-
sorgungsanspruch von 253 Euro·15, was dem Durchschnittsein-
kommen in vielcn Beitrittsliindern entspricht. Eine Legislatur-
periode von fünf .lnhren erhringt somit 1265 Euro monatliche 
Versorgung, die grundsiitzlich mit dem \·ollendeten 60. Lebens-
jahr beginnt. Das ist mehr als die meisten aktiven EU-Abgeord-
neten aus den neuen Mitgliedstaaten als Entschädigung erhalten 
werden. Nnch deren Beitritt kommt cs somit zu absurden Ver-
zerrungen zwischen Einkommrn und Ruhegehair. Bei 20 Man-
datsjahren ist die Hiiehst,·crmrgung \"on monatlich 5060 Euro 
erreicht, ein Betrag, dcr sogar dic Entschiidigung vieler aktiver 
Abgeordneter nus dcn alten 1\ litgliedsliindcrn in den Schatten 
stellt. Dic Kosten werden zu einem Drittel aus Beiträgen der 
Parlamcntaricr·1", zu z\\'ei Dritteln vom Parlament finanziert. 
Diese Versorgungslcistungcn kommen fast überall zur 
nationalen Versorgung (oder der ergiinzenden EU-Versor-
gung) noch hinzu. Eine Verrechnung findet meist nicht 
statt, so dass den Begiinstigten aus derselben Mandatszeit 
zwei Versorglln~en zuflicf~en. In Deut'schland ist aller-
dings eine Anrechnung vorgesehen. 
Die hohe und auch noch zweifache Versorgung führt zu 
dem absurden Ergebnis, dass die Ruhegehiiltcr ehemaliger 
Abgeordneter in dcn meisten rvtitgliedsraaten der EU sehr 
viel höher sein können als die Einkommen ihrer aktiven 
Kollegen. 
2. Invaliditäts- und Hinterhliehenenvcrsorgung 
Hinzu kOlllmt eine groG7.iigige Versorgung des Abgeord-
neten bei Dicnstllnfiihi~keit und - im Falle seines Todes -
der Hinterhliebenen. I-licr rriigt das Europaparlamenr die 
gesamte Final11.icrung. Zahlungen aus nationaler Invalidi-
täts- oder Hinterhliehencll\"crsorgllng werden angerechnet. 
Bei Dienstllnfiihigkeit ·'~ l'I"hiilt dl'r Ahgeordnete monatlich 
5431 Euro und für jedes unterhaltshercchtigte Kind weitere 
905 Euro, hei drei Kindern also insgesamt S 146 Euro. Für EU-
Abgcordnete elW;l ;lllS der Slo\\,;lkl'i ndt'r aus Ungarn, die voraus-
sichtlkh ein Gehalt- \"onl·l\\";l ~O() oder 900 Euro imlvlonat bezie-
hen werden, kiinH' die Iksclll'iniglln): dcr Dienstuniiihigkeit, so 
zynisch d;lS auch klingen l11ag, fin;1l1zit'1I iast cinem Lottogewinn 
gleich. Stirht der oder ditO Ahgeordnctc-'\ crhiilt der liberlebende 
- - -.---- _. __ ._-------------------
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Ehegatte ein monatliches Hinterbliebenensalär von 4527 Euro, 
das mit seinem eigenen Einkommen nicht verrechnet wird; und 
für jedes unterhaltsberechtigte Kind noch einmal 905 Euro. 
IV. Gesamtbeurteilung 
1. Kontrolldefizit 
Der Überblick zeigt: Die "Kostenerstattungs- und Ver-
gütungsregelung" enthält eine Reihe untragbarer Aus-
wüchse. Zudem ist sie in weiten Teilen überkompliziert, 
unklar und kaum verständlich formuliert, mit vielen fall-
bezogenen Ausnahmen und Sonderregelungen. Eine derart 
mangelhafte Regelung konnte überhaupt nur deshalb zu 
Stande kommen, weil das Verfahren krasse Kontrollmängel 
aufweist. Dabei wären bei Entscheidung des Parlaments in 
eigener Sache wirksame Kontrollen eigentlich besonders 
wichtig. Dieses Kontrollbedürfnis unterstreicht auch 
Art. 190 V EG, indem er für "die Regelungen und allge-
meinen Bedingungen für die Wahrnehmu~g der Aufgaben" 
der Abgeordneten eine Entscheidung durch das Plenum des 
Parlaments unter Mitwirkung des Rats und der Kommis-
sion vorschreibt. Die öffentliche Verhandlung im Par-
lamentsplenum und die Veröffentlichung des Statuts im 
Amtsblatt sichern ein Minimum an öffentlicher Kontrolle, 
die bei Entscheidungen durch das Präsidium nicht gewähr-
leistet ist. Aus demselben Grund hat das BVerfC die Rege-
lung von Teilen der Abgeordnetenentschädigung nur durch 
ein Parlamentspräsidium als verfassungswidrig beanstan-
det39• Entscheidet dagegen das Präsidium, trägt der ein-
zelne Abgeordnete keine unmittelbare Verantwortung für 
missbräuchliche Regelungen und kann seine Hände schein-
bar in politischer Unschuld waschen, ganz <J.bgesehen da-
von, dass jedenfalls der deutsche Wähler ihn...,. auf Grund 
des starren Listenwahlrechts - ohnehin nicht zur Verant-
wortung ziehen kann. Durch die Zustimmung des Rats mit 
qualifizierter Mehrheit und die Anhörung der Kommission 
sind weitere, besonders wichtige Kontrollinstanzen gegen 
Machtmissbrauch in das Verfahren eingebaut. Alle diese 
Kontrollen und Gegengewichte werden allerdings ausgehe-
belt, wenn die Entscheidungen allein durch das Parlaments-
präsidium getroffenwerden, wie dies derzeit der Fall ist. 
2. Verstoß gegen Art. 190 V EG und das Demokratieprinzip 
(Art. 6 I EUV) 
Die Entscheidung über alle genannten Regelungen durch 
einfachen Beschluss des Präsidiums des Europäischen Par-
laments·genügt dem vom EG-Vertrag vorgesehenen Ver-
fahren nicht. Gegen den EG-Vertrag als höherrangiges 
Recht dürfen die Geschäftsordnung und die darauf beru-
hende Kostenerstattungs- und Vergütungsregelung des Prä-
sidiums natürlich nicht verstoßen. Das Europäische Par-
lament beruft sich demgegenüber auf ein Urteil des EuCH 
vom 15. 9. 1981, das einen Fall aus den Jahren 1975/76 
betrifft4o. Inzwischen hat sich die Situation aber völlig 
34) Anlage IX. 
35) Das sind 3,5% von 40% des Grundgehalts eines Richters am 
EuGH, das derzeit 18 106 Euro monatlich beträgt. Der Richter be· 
kommt seinerseits .112,5% des Grundgehalts des höchsten EU-Beamten 
in der obersten Dienstaltersstufe. 
36) Das sind derzeit 942 Euro (= 13% von 40% des Grundgehalts 
eines EuGH-Richters). 
37) Anlage II. 
38) Anlage I. 
39) BVerfGE 40, 296 (327) = NJW 1975, 2331. 
40) EuGH, Slg. 1981, 2205 Rdnr. 17 - Lord Bruce of Donington/ 
Eric Gordon Aspen. "Es ist Sache des Parlaments, darüber zu entschei· 
den, welche Tätigkeit und Reisen eines Parlamentsmitglieds für die Aus-
übung seines Amts notwendig oder zweckmäßig sind und welches die 
hierfür notwendigen oder zweckmäßigen Kosten sind. Die dem Par-
lament hierbei im Interesse seiner Funktionsfähigkeit eingeräumte Un-
abhängigkeit umfasst auch die Befugnis, seinen Mitgliedern die Reise· 
und Aufenthaltskosten nicht gegen Vorlage der einzelnen Kostenbelege, 
sondern auf Grund einer pauschalen Regelung zu erstatten." 
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verändert: Damals hatten die Kostenerstattungen noch 
nicht im Entferntesten den heutigen Umfang erreicht. Vor 
allem gab es den erst durch den Vertrag von Amsterdam 
eingefügten Art. 190 V EG noch nicht. Dieser w~ist nun-
mehr ausdrücklich dem Europäischen Parlament, und 
zwar seinem Plenum, die Kompetenz zu, "die Regelungen 
und allgemeinen Bedingungen für die Wahrnehmung der 
Aufgaben seiner Mitglieder festzusetzen", und sieht dafür 
zusätzlich die Anhörung der Kommission und die Zustim-
mung des Rats vor. Es ist nicht ersichtlich, warum dazu 
nicht auch die Regelungen über die Erstattung der man-
datsbedingten Kosten gehören sollen. Zudem ist in den 
"Kostenerstattungen" in erheblichem Maße Einkommen 
enthalten, dessen Regelung zweifelsfrei dem Verfahren des 
Art. 190 V EG unterliegt. Schließlich verlangt auch das 
Demokratieprinzip, das in Art. 6 I EU-Vertrag wie in allen 
Mitgliedstaaten rliedergelegt ist, in Deutschland zum Bei-
spiel in Art. 20 GG, zwingend die Mitwirkung des Rats 
bzw. der ~egierungen im Rat, die ihrerseits den demokra-
tisch legitimierten nationalen Parlamenten verantwortlich 
sind. Das hat, für Deutschland, da~ Maastricht-Urteil des 
BVerfC von 1993 klargestellt41 • Das Europäische Par-
lament allein besitzt - mangels Gleichheit des Wahlrechts 
und mangels demokratischer Infrastruktur, wie etwa einer 
europäischen öffentlichen Meinung - keine ausreichende 
demokratische Legitirriation für so tief greifende Regelun-
gen, wie sie sein Präsidium unter der Bezeichnung Kosten-
erstattung erlassen hat42• 
Hinsichtlich der Alters-, Invaliditäts- und Hinterbliebe-
nenversorgungen, die zweifelsfrei Einkommen darstellen 
und deren Regelung das oben genannte Urteil des EuCH 
von vornherein gar nicht betraf, ist es ohnehin klar, dass 
die Regelung nach Art. 190 V EG getroffen werden muss 
und ein Beschluss des Parlamentspräsidiums nicht aus-
reicht. Auch der Europäisc~e Rechnungshof hat eine dem 
Art. 190 V EG genügende Regelung nachdrücklich ange-
mahnt43• • 
Damit entbehrt die gesamte in diesem Beitrag behan-
delte Kostenerstattungs- und Vergütungsregelung der er-
forderlichen Rechtsgrundlage. 
3. Formenrnissbrauch 
Die vom Präsidium getroffenen Regelungen sollen nicht 
nur die mandatsbedingten Kosten erstatten, sondern zie-
len teilwe~e auch darauf ab, die Einkommensunterschiede 
der verschiedenen nationalen Regelungen ausgleichen. 
Aus diesem Ziel wird etwa bei der Erstattung der Flug-
kosten gar kein Hehl gemacht. Die durch Inanspruch-
nahme von Billigflügen mögliche Erzielung eines steuer-
freien Zusatzeinkommens wird damit gerechtfertigt, man 
wolle Abgeordneten mit niedrigem Heimat-Einkommen, 
etwa aus Spanien (monatlich 3056 Euro), Portugal 
(4024 Euro) oder Finnland (4541 Euro), einen Zuschuss 
verschaffen. Auf dieselbe Weise werden Tagegeld und 
Kostenpauschale gerechtfertigt, die ebenfalls ein steuer-
freies Zusatzeinkommen erlauben. Eine derartige Argu-
mentation ist aber weder angemessen noch sonst begrün-
det. Sie ist nicht angemessen, weil sie nicht rechtfertigen 
kann, warum zum Beispiel auch Abgeordnete aus 
Deutschland, Italien oder Österreich trotz ihrer hohen 
Heimatgehälter in den Spesen-Genuss kommen. Das Ar-
gument ermangelt auch sonst der Grundlage. Denn vor 
Ort, also in Brüssel' oder Straßburg, sind Abgeordnete 
- unabhängig von ihrem heimischen Gehalt - auch bei 
korrekter Abrechnung ausreichend und in gleicher Weise 
versorgt, so dass es dort eiDes Ausgleichs gar nicht bedarf. 
Hinsichtlich des Gehalts, das für den Lebensunterhalt der 
Abgeordneten (und ihrer Familien) in ihren Heimatlän-
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dem bestimmt ist, ist eine Angleichung ohnehin nicht 
angezeigt. Solange keine Gleichheit des Wahlrechts be-
steht und die Einkommensverhältnisse und der Lebens-
standard in den Mitgliedstaaten derart große Unter-
schiede aufweisen, wie dies derzeit der Fall ist, gibt es 
keine Veranlassung, ausgerechnet das Heimatgehalt der 
Abgeordneten auf hohem Niveau anzugleichen. Damit 
würden nicht nur die Abgeordneten in den meisten Mit-
gliedstaaten einkommensmäßig von ihren Wählern viel zu 
weit entfernt, sondern auch das dortige Gehaltsgefüge 
von Politikern völlig durcheinander gebracht44. 
4. Verstoß gegen Wirtschafdichkeitsgebot, Missbrauchsver-
bot und Steuergerechtigkeit 
Die Kostenerstattungsregelungen, die den Abgeord-
neten vielfach steuerfreie Zusatzeinkommen verschaffen 
sind, rechtlich gesehen, öffentliche Verschwendung und 
verstoßen gegen das Wirtschaftlichkeitsgebot45 • So weit 
die Regelungen auf die Verschaffung von Zusatzeinkom-
men geradezu abzielen, verstößt dies auch gegen das Miss-
brauchsverbot46 . Es erscheint missbräuchlich, Abgeord-
neten unter dem Etikett einer Spesenregelung in Wahrheit 
Einkommen verschaffen zu wollen4 7. Beide Grundsätze 
sind verbindliches Recht der Europäischen Union. 
Auch die Gewährung von Doppelversorgungen für die-
selbe Mandatsz.eit ist unangemessen und verstößt gegen 
das Wirtschaftlichkeitsgebot und, soweit dadurch die un-
terschiedliche Höhe der Heimatgehälter kompensiert wer-
den soll, gegen das Missbrauchsverbot. 
Der EuGH hat bestätigt, dass Regelungen, die "die angemes-
senen Grenzen einer Erstattung der Reise- und Aufenthaltskosten 
überschreiten", rechtswidrig sind48 . Der Gerichtshof hat darüber 
hinaus die Möglichkeit einer Besteuerung ins . Spiel gebracht: 
"Soweit der Pauschalbetrag der Vergütungen zu hoch ist oder es 
sich in Wirklichkeit teilweise um ein verschleiertes Entgelt und 
nicht um eine Erstattung von Kosten handelt, sind die Mitglied-
staaten berechtigt, ein ~olches Entgelt der innerstaatlichen Ein-
kommensteuer zu unterwerfen, da das Entgelt der Mitglieder des 
Parlaments beim gegenwärtigen Stand des Gemeinschaftsrechts 
nicht Sache der Gemeinschaftsorgane, sondern des innerstaatli-
chen Rechts ist."49 
Inzwischen wurde zwar Art. 190 V EG erlassen. Ein 
darauf beruhendes Abgeordneten-Statut existiert jedoch 
bisher nicht. Das Entgelt von EU-Abgeordneten ist immer 
noch Sache der nationalen Gesetzgeber. Damit bleibt auch 
die Besteuerung durch innerstaatliches Recht weiterhin 
zulässig. Ja, sie dürfte sogar geboten sein: Die Steuerfrei-
heit überhöhter Pauschalen und der dadurch geschaffenen 
41 ) BVerfGE 89,155 (182 ff. ) = NJW 1993 3047 ='NVwZ 1994, 53 L. 
42) BVerfGE 89, 155 (184f.). S. dazu auch Streinz , EuropaR, 
5. Auf! . (2001), Rdnr. 283 a; Huber, Staatswissenschaft und Staatspra· 
xis 1992, 349 (373); ders.;'WDStRL 60 (2001), 194 (236ff.). 
43) Europäischer Rechnungshof, Jahresbericht zum Haushaltsjahr 
2002 v. 18.11. 2003, Textziffer 9.17 u. 9.18. 
44) v. Arnim (0. Fußn. 9), S. 12ff., 18 ff. 
45) An. 272 X i. V. mit An. 248 I, 274 I EG. Dazu Magiera, in: 
v. Arnim (Hrsg.), Finanzkontrolle im Wandel, 1989, S. 221 (233); Liell' 
bacher, in: Schwarze (Hrsg.), ,EU-Komm., 2000, Art. 248 Rdnr. 13; 
Waldhoff, in: CallieslRuffert (Hrsg.), EUV/EGV, 2. Auf!. (2002), 
Art. 274 EGV Rdnr. 1; Generell zum Grundsatz der Wirtschaftlichkeit 
v. Arnim, Wirtschafrlichkeit als Rechtsprinzip, 1988. 
46) Art. 230 lIEG. 
47) Ermessensmissbrauch i. S. des Art. 230 rr EG liegt vor, wenn auf 
Grund objektiver, schlüssiger und übereinstimmender Indizien anzuneh-
men ist, dass die Handlung eines EU-Organs zumindest vorwiegend zu 
anderen als den in ihr angegebenen, Zwecken getroffen wurde. So die 
sr. Rspr. des EuGH, z. B. Sig. 1984, 2447 (2465) - Lux. Die Verwen-
dung einer Kosterierstattungsregelung zur Aufstockung des Gehalts von 
Abgeordneten erfüllt meines Erachtens diesen Tatbestand. 
48) EuGH, Sig. 1981, 2205 Rdnr. 21 - Lord Bruce of DoningtonJ 
Eric Gordon Aspen. 
49) EuGH, Slg. 1981, 2205 Rdnr.21 - Lord Bruce of DoningtonJ 
Eric Gorden AspeIl. 

